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A. Bericht der Abgeordneten Frau Geisendörfer 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 97. Sitzung | 
ahi 27. Januar 1960 den Entwurf eines Gesetzes | 
über den Rundfunk in erster Lesung beraten und 
anschließend dem Ausschuß für Kulturpolitik und 
Publizistik federführend und dem Rechtsausschuß 
sowie dem Ausschuß für Verkehr, Post- und Fern- 
meldewesen mitberatend überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat seinerseits den Gesetz- 
entwurf in seinen Sitzungen vom 11. und 12. Mai 
1960 beraten und über das Ergebnis den federfüh- 
renden Ausschuß in einem Schreiben vom 12. Mai 
informiert. Er hat das Gesetzgebungsrecht des Bun- 
des nach Artikel 73 Nr. 7 GG im allgemeinem und 
für die Regelung des Auslandsfunks nach Artikel 73 . 
Nr.l GG im besonderen bejaht. Der Ausschuß für 
Verkehr, Post- und Fernmeldewesen hat in einem 
Schreiben vom 23. Juni 1960 seine Stellungnahme 
mitgeteilt: Er stimmt dem Ersten Teil, dem Zweiten, 
Dritten und dem Fünften Teil des Gesetzentwurfs 
in der vom federführenden Ausschuß beschlossenen 
Fassung zu. 

In der ersten Lesung im Plenum sind bereits die 
grundlegenden Probleme des Gesetzentwurfs so 
ausführlich gewürdigt und die verschiedenen Stel- 
lungnahmen dazu so eingehend dargelegt worden, 
daß sich der Schriftliche Bericht auf eine kurze, zu- 
sammenfassende Darstellung der Ausschußberatun- 
gen beschränken kann. 

I. Allgemeines 

Der Ausschuß für Kulturpolitik und Publizistik 
hatte sich zunächst mit der Frage zu befassen, ob er 
den von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf 
eines Gesetzes über den Rundfunk als Ganzes be- | 


handeln soll oder ob die Teile des Gesetzentwurfs, 
für die inzwischen eine Regelung durch Staatsver- 
trag zwischen Bund und Ländern angeregt worden 
war, zunächst zurückgestellt werden sollen. Eine 
Minderheit lehnte ein Bundesgesetz für den größe- 
ren Teil der im Gesetzentwurf der Regierung ent- 
haltenen Materien aus verfassungsrechtlichen und 
politischen Gründen ab. Sie wünschte, alle Ma- 
terien, die der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
enthalte, in einem Staatsvertrag zwischen Bund und 
Ländern zu regeln. Die Mehrheit jedoch entschied 
sich dafür, zunächst den Ersten Teil des Gesetzes, 
der die Allgemeinen Vorschriften enthält, und die 
Teile des Gesetzes, die für die Regelung der Deut- 
schen Welle und des Deutschlandfunks notwendig 
sind, zu behandeln und sie als Teilgesetz dem Ple- 
num zur Beschlußfassung vorzulegen. Ein Beschluß 
über die Regelung der übrigen Teile des Gesetz- 
entwurfs solle erst gefaßt werden, wenn zu über- 
sehen sei, zu welchen Ergebnissen die Verhandlun- 
gen zwischen Bund und Ländern führen. 

Die Minderheit hielt ihre verfassungsrechtlichen 
Bedenken zwar aufredit, sie war jedoch bereit, sich 
an der Beratung der Einzelprobleme zu beteiligen, 
ohne damit der vorliegenden Ausschußfassung als 
solcher zuzustimmen. 


11. Die einzelnen Bestimmungen 

Neben einigen nur redaktionellen Änderungen 
hat der federführende Ausschuß nach eingehenden 
Beratungen beschlossen, folgende wichtige Ände- 
rungen gegenüber dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Entwurf dem Plenum des Bundestages 
zur Beschlußfassung zu empfehlen: 
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Erster Teil: Allgemeine Vorschriften 
Zu § 2 Abs. 1 

Die Forderung „wahrheitsgetreu" wird verdeut- 
licht durch den neu hinzugefügten Begriff „umfas- 
send" im Sinne einer ausgewogenen Darstellung 
verschiedener und gegensätzlicher Meinungen. 

Zu § 2 Abs. 2 

Der Entwurf des Gesetzes unterscheidet zwischen 
Kommentaren und persönlichen Stellungnahmen 
eines Kommentators. Der Ausschuß war der Auf- 
fassung, daß Kommentare im allgemeinen auch per- 
sönliche Stellungnahmen darstellen, und schlägt des- 
wegen vor, daß Kommentare grundsätzlich als per- 
sönliche Stellungnahmen zu kennzeichnen sind. 

Zu § 4 

Eine Minderheit vertrat die Auffassung, dem Ver- 
lautbarungsrecht der Bundesregierung und der Lan- 
desregierungen müsse jeweils ein gleiches Verlaut- 
barungsrecht der Opposition gegenübergestellt wer- 
den. Es wurde dabei auf die Gepflogenheit in Groß- 
britannien verwiesen. Die Aussprache ergab jedoch, 
daß die dortigen Verhältnisse mit denen der Bundes- 
republik kaum vergleichbar sind. Die Mehrheit des 
Ausschusses kam zu der Auffassung, daß die Regie- 
rungen das Recht haben müßten, neben Gesetzen 
und Verlautbarungen auch „Mitteilungen von öffent- 
lichem Interesse" bekanntzugeben. Kontroverse 
Meinungen zwischen den Parteien können nach § 5 
Abs. 2 dargelegt und diskutiert werden. 

Zu §§ 6, 7, 8, 9 

Schon bei der Aussprache über die allgemeine 
Verantwortung, die im § 6 des Regierungsentwurfs 
behandelt ist, ergab sich, daß der Ausschuß die 
Frage der Verantwortlichkeit eindeutig geregelt 
wissen wollte. Der Ausschuß hielt es deswegen für 
unzweckmäßig, im Gesetz überhaupt die Möglich- 
keit vorzusehen, die Verantwortlichkeit aufzutei- 
len. Dies gäbe nur dem tatsächlich Verantwortlichen 
die Möglichkeit, die Verantwortung jeweils abzu- 
schieben. Der Ausschuß schlägt deswegen dem 
Plenum vor, den § 8 des Regierungsentwurfs zu 
streichen. 

Um das gleiche Problem handelt es sich beim § 9, 
in dem der Entwurf der Bundesregierung von einer 
Verantwortlichkeit für Teile von Rundfunksendun- 
gen nach § 8 ausgegangen ist. Aus der Streichung 
des § 8 ergibt sich notwendig, im § 9 die Auskunfts- 
pflicht der Anstalten auf den Intendanten oder die 
sonstigen für Rundfunksendungen Verantwortlichen 
zu beschränken. 

Der Ausschuß empfiehlt in diesem Zusammen- 
hang die Einschiebung eines Absatzes 2 a in § 6 mit 
folgender Begründung: Die Anwendbarkeit der 
Schuldvermutung in Straf- und Bußgeldsachen 
würde in Widerspruch zu dem Satz „Im Zweifel 
für den Angeklagten" stehen. Diese zu den tragen- 
den Grundsätzen des Deutschen Strafverfahrens- 
rechts gehörende Regel sollte möglichst nicht durch- 
brochen werden. Deshalb sieht § 6 Abs. 2 a vor, daß 
Absatz 2 in Straf- und Bußgeldsachen nicht anzu- 
wenden ist. 


Zu § 10 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht 
vor, daß Rundfunksendungen, die ganz oder teil- 
weise nach Inhalt oder Gestaltung geeignet sind, 
die Erziehung von Kindern und Jugendlichen zur 
leiblichen, seelischen oder sozialen Tüchtigkeit zu 
beeinträchtigen, als für Jugendliche ungeeignet an- 
gekündigt und nicht vor 21 Uhr veranstaltet wer- 
den dürfen. Der Ausschuß war hier der Meinung, 
daß die Jugendlichen durch eine Ankündigung auf 
diese Sendungen nur besonders aufmerksam ge- 
macht würden. Die Erfahrung zeigt, daß die Eltern 
und Erziehungsberechtigten dem dann einsetzenden 
Bemühen der Jugendlichen, gerade diese Sendungen 
sehen zu dürfen, schwerlich widerstehen. Der Aus- 
schuß schlägt deswegen dem Plenum vor, diese 
Bestimmung im § 10 zu streichen. 

Es wurden auch Bedenken dagegen erhoben, 
jugendungeeignete Sendungen nicht vor 21 Uhr zu- 
zulassen. Der Ausschuß war jedoch mit großer Mehr- 
heit der Auffassung, daß durch eine solche Bestim- 
mung das Bildungs- und Informationsbedürfnis der 
Erv/achsenen kaum und vor allem nicht unzumutbar 
beschränkt werde. 

Zu § 11 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß es für die 
Beweissicherung nicht ausreiche, die Aufzeichnungen 
von Nachrichten, Kommentaren, Vorträgen und son- 
stigen Wortsendungen nur zwei Wochen aufzube- 
wahren. Er schlägt dem Plenum deswegen vor, die 
Aufbewahrungspflicht für die obengenannten Sen- 
dungen von 2 auf 4 Wochen auszudehnen. Die 
nähere Prüfung des § 11 ergab außerdem, daß der 
Entwurf der Regierung nichts darüber sagt, was mit 
Aufzeichnungen zu geschehen habe, zu denen eine 
Beanstandung mitgeteilt worden sei. Der Ausschuß 
schlägt deswegen dem Plenum vor, im § 11 weiter- 
hin zu bestimmen, daß die Aufzeichnungen ver- 
nichtet werden können, sobald die Beanstandung 
durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, durch 
gerichtlichen Vergleich oder auf andere Weise er- 
ledigt ist. Der bisherige Absatz 2 des § 11 ist danach 
zu streichen. 

Zweiter Teil: Rundfunkanstalten des Bundesrechts 

Der Ausschuß hat lediglich den Ersten, den Zwei- 
ten, den Vierten und den Sechsten Abschnitt des 
Zweiten Teiles beraten, über den Dritten und Fünf- 
ten Abschnitt soll erst beraten werden, wenn — wie 
schon erwähnt — das Ergebnis der Bund/Länder- 
Verhandkingen einigermaßen zu übersehen ist. 

Bei der Behandlung des Ersten und Zweiten Ab- 
schnittes des Regierungsentwurfs ergab sich eine 
ausführliche Aussprache über die Frage, wie die 
Rechte und Pflichten auf die Organe verteilt werden 
sollen. Die Mehrheit des Ausschusses war der Auf- 
fassung, bei der Aufsicht solle die Verantwortung 
für den Haushalt, die Haushaltführung und die Ver- 
waltung in erster Linie beim Verwaltungsrat, die 
Verantwortung für das Programm und die Pro- 
grammgestaltung beim Beirat liegen. Daraus erga- 
ben sich einige Änderungen gegenüber dem Entwurf 
der Bundesregierung. 
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Zu §§ 14, 15, 16 

Der „Beirat" soll die Bezeichnung „Rundfunkrat" 
erhaiten und als erstes Organ aufgeführt werden; 
entsprechend soll auch die Fteihenfolge der §§ 15 
und 16 umgestelit werden. 

Die Zahl der Mitglieder des Rundfunkrats soll für 
die Deutsche Welle von 9 auf 11 Mitglieder, für den 
Deutschlandfunk von 15 auf 21 Mitglieder erhöht 
werden. Der Ausschuß hält diese Vermehrung der 
Mitglieder in den beiden Rundfiinkräten für zweck- 
mäßig, um den Deutschen Bundestag an der Wahl 
der Mitglieder dieser Gremien zu beteiligen. Der 
Ausschuß war mit Mehrheit der Autfassung, die 
Bundesregierung solle bei der Deutschen Welle ent- 
sprechend ihrer Verantwortung für die auswärtige 
Kulturpolitik vier Mitglieder für den Rundfunkrat 
benennen. Bundestag und Bundesrat sollen je zwei 
Mitglieder wählen. 

Die sechs Mitglieder, um die der Rundfunkrat für 
den Deutschlandfunk erweitert werden soll, sind 
vom Deutschen Bundestag zu wählen. 

Die vom Deutschen Bundestag zu wählenden Mit- 
glieder für die Aufsichtsgremien sollen von den im 
Bundestag vertretenen Parteien jeweils in der An- 
zahl vorgeschlagen werden, die unter Anwendung 
des d'Hondtschen Schlüssels auf die einzelnen Par- 
teien entfallen. 

Desgleichen hielt es der Ausschuß für zweckmäßig, 
die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrats für die 
Deutsche Welle von fünf auf sieben zu erhöhen, zu- 
mal er im Gegensatz zum Regierungsentwurf die Be- 
stellung von Stellvertretern für die Mitglieder der 
Aufsichtsgremien ablehnte (§ 43). Dabei ging der 
Ausschuß davon aus, daß nur solche Persönlichkei- 
ten für die Aufsichtsgremien gewählt bzw. benannt 
würden, die über ausreichende Erfahrung und Zeit 
verfügen, um ihre Pflichten verantwortlich wahrneh- 
men zu können. Die Bestellung von Stellvertretern 
sei nur dann sinnvoll, wenn man annähme, daß 
diese Stellvertreter regelmäßig an den Sitzungen 
der Gremien teilnähmen, da sie sonst nicht genügend 
in den laufenden Geschäften bewandert seien, um 
ihre Pflichten erfüllen zu können. Zu große Gremien 
hätten sich im übrigen für die Arbeit als wenig för- 
derlich erwiesen. 

Der Ausschuß hat mit Mehrheit daran festgehal- 
ten, Mitglieder der gesetzgebenden Körperschaften 
des Bundes und der Länder, der Bundes- und der 
Landesregierungen und weisungsgebundene Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes von der Mitglied- 
schaft in den Aufsichtsgremien auszuschließen. Um 
in jeder Weise sicherzustellen, daß die Mitglieder 
der Aufsichtsgremien in erster Linie die Interessen 
der Öffentlichkeit gegenüber den Anstalten vertre- 
ten und nicht durch irgendwelche Mitwirkung am 
Programm „gegen Entgelt" in ihrer Unabhängigkeit 
von der Anstalt beeinträchtigt werden können, hielt 
der Ausschuß es für zweckmäßig, Mitgliedern der 
Aufsichtsgremien jede Tätigkeit gegen Entgelt bei 
einer öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt oder bei 
einer Gesellschaft des privaten Rechts, die unmittel- 
bar oder mittelbar vertragliche Bindungen über die 
Lieferung von Rundfunkprogrammen oder Pro- 
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grammteilen zu einer öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalt unterhält, zu untersagen. 

7ai §§ 26, 28, 30 

Die wichtigste Verschiebung in der Zuständigkeit 
zwischen Rundfunk rat und Verwaltungsrat (die der 
Ausschuß vorschlägt), betrifft die Wahl des Inten- 
danten. Der Ausschuß war übereinstimmend der 
Meinung, daß der Bundespräsident nicht mit Ent- 
scheidungen bei Wahlen der Intendanten belastet 
werden sollte. Die Mehrheit des Ausschusses aner- 
kannte durchaus die Absicht der Regierung, dem 
Intendanten für seine verantwortungsvolle Stellung 
ein höheres Ansehen zu geben. Sie glaubte jedoch, 
dieser Zweck könne auch dadurch erreicht werden, 
daß der Bundespräsident den gewählten Intendan- 
ten ernennt. 

Für die V/ahl des Intendanten empfiehlt der Aus- 
schuß als entscheidendes Gremium den Rundfunk- 
rat. Dem Verwaltungsrat wurde das Vorschlags- 
i recht eingeräumt, um sicherzustellen, daß für die Zu- 
} sammenarbeit des Intendanten mit beiden Gremien 
I möglichst günstige Voraussetzungen geschaffen wer- 
I den. Es soll verhindert werden, daß eine Persön- 
lichkeit zum Intendanten gewählt werden kann, die 
von einem der beiden Gremien mit Mehrheit abge- 
lehnt wird. 

Eine Minderheit des Ausschusses forderte für die 
Wahl des Intendanten grundsätzlich eine Mehrheit 
von zwei Dritteln, weil nur diese die Zusammen- 
^ arbeit der verschiedenen im Rundfunkrat vertre- 
: lenen Richtungen sicherstelle. Die Mehrheit des 
Ausschusses würdigte diese Argumentation durch- 
aus und sprach sich deswegen dafür aus, für die 
ersten beiden Wahlgänge eine Mehrheit von zwei 
Dritteln zu empfehlen. Sie wollte aber auch einer 
I Minderheit im Rundfunkrat nicht die Möglichkeit ein- 
räumen, ihren Willen der Mehrheit aufzwingen zu 
können, und sprach sich deswegen dafür aus, beim 
dritten Wahlgang durch die Mehrheit der Stimmen 
der Mitglieder des Rundfunkrats entscheiden zu 
lassen. Die Minderheit des Ausschusses sah darin 
keine befriedigende Regelung. 

i Die Mehrheit des Ausschusses hält es auch für er- 
forderlich, die Stellung des Intendanten bei der Aus- 
wahl der leitenden Angestellten gegenüber dem 
I VArwaltungsrat zu stärken. Der Intendant soll dabei 
j nicht an die Zustimmung des Verwaltungsrats ge- 
bunden werden. Er soll die leitenden Angestellten 
lediglich im Benehmen mit dem Verwaltungsrat be- 
stellen. Der Intendant hat dann die Möglichkeit, 
selbständig zu entscheiden, falls der Verwaltungsrat 
über lange Zeit hinweg zu keiner Willensbildung 
kommt oder dem Intendanten eine unsachliche Ent- 
scheidung aufdrängen will. 

Zu § 39 a 

Zur Finanzierung der beiden Programme schlägt 
der Ausschuß vor, beiden Anstalten zusammen 
10 V. H. der Tonrundfunkgebühren nach Abzug des 
Postanteils zur Verfügung zu stellen. Die Aufteilung 
dieses Betrags auf die beiden Anstalten soll ein von 
beiden Anstalten zu bestellender Finanzausschuß 
vornehmen. Dadurch soll erreicht werden, daß die 
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zur Verfügung stehenden Mittel Jahr für Jahr den 
wechselnden Bedürfnissen der beiden Anstalten an- 
gepaßt werden können. Da außerdem damit zu rech- 
nen ist, daß im Laufe der Jahre der so zur Verfü- 
gung stehende Betrag für die Finanzbedürfnisse bei- 
der Anstalten nicht ausreichen wird, sollen weitere 
Mittei über den Bundeshaushalt zur Verfügung ge- 
stellt werden können. Dies schien dem Ausschuß 
gerechtfertigt, da beide Anstalten Aufgaben wahr- 
nehmen, bei denen der Einsatz von Haushalts- 
mitteln des Bundes verantwortet werden kann. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
WGsen stimmte der Fassung des § 39 a zu. 

Zu § 39 b 

Um die Kosten für beide Programme so niedrig 
wie möglich zu halten und um in beiden Programmen 
einen jeweils repräsentativen Querschnitt des kul- 
turellen Lebens der deutschen Kulturlandschaften 
bieten zu können, sollen beide Anstalten, soweit als 
möglich, in Zusammenarbeit mit den Rundfunk- 
anstalten des Landesrechts deren Programme mit 
verwenden. Die Unkosten, die dadurch den Rund- 
funkanstalten des Landesrechts zusätzlich entstehen, 
sollen diesen ersetzt werden. 

Zu § 43 

Siehe unter Begründung zu §§ 14, 15, 16. 

Zu § 45 

Die Höchstbeträge für die Sitzungsvergütung 
schienen dem Ausschuß zu niedrig angesetzt zu sein. 
Er hielt es außerdem für zweckmäßig, die Höchstbe- 
träge der Sitzungsvergütung in Relation zu den 
Tages- und Ubernachtungsgeldern festzusetzen. Der 
Ausschuß schlägt deshalb vor, eine monatliche Auf- 
wandsentschädigung für die Mitglieder der Auf- 
sichtsgremien bis zur sechsfachen Höhe eines Tages- 
und Ubernachtungsgeldes und für die Vorsitzenden 
und deren Stellvertreter bis zur doppelten Höhe der 
Aufwandsentschädigung der Mitglieder zu ermög- 
lichen. 

Zu § 46 

Die Bestimmungen über die besonderen Sende- 
zeiten für die Kirchen und die anderen Religionsge- 
sellschaften des öffentlichen Rechts schienen dem 
Ausschuß auf der einen Seite zu eng, auf der ande- 
ren Seite zu weit gefaßt. 


j Die Kirchen und Religionsgesellschaften sollten 
j Sendezeiten nicht nur für die Übertragung von got- 
1 tesdienstlichen Handlungen und Feierlichkeiten er- 
halten, sondern auch für religiöse Sendungen, die 
eigens für den Rundfunk veranstaltet werden (z. B. 
kirchliche Morgenfeiern usw.). Der Ausschuß hatte 
I auch Verständnis für den Wunsch der Kirchen und 
! Religionsgesellschaften, Anliegen von allgemeinem 
Interesse, die ihre öffentliche Verantwortung be- 
treffen, im Rundfunk behandeln zu können. Die For- 
mulierung „Anliegen von allgemeinem Interesse" 
schien ihm aber zu unbestimmt gefaßt zu sein, da 
darunter auch Anliegen fallen würden, welche die 
öffentliche Verantwortung der Kirchen betreffen. 
Der Ausschuß schlägt deswegen vor, den Kirchen 
und Religionsgesellschaften im Gesetz ganz ailge- 
I gemein Sendezeiten für religiöse Sendungen in 
angemessenem Umfang zu garantieren, wobei unter 
I religiösen Sendungen auch solche zu verstehen sind, 

I in denen die Kirchen und Religionsgemeinschaften 
^ Anliegen von allgemeinem Interesse zu behandeln 
wünschen, die zu ihrer öffentlichen Verantwortung 
I gehören, 

I 

Dritter Teil: Rimdfimkanstalten des Landesrechts 
Zu § 49 

Nur redaktionelle Änderungen. 

Vierter Teil: Rundfunkgebühren 

Der Vierte Teil des Gesetzentwurfs ist im Aus- 
schuß noch nicht behandelt worden. 

Fünfter Teil; Übergangs- und Schlußvorschriften 
I Zu § 59 a 

Die Nichtanwendung der Schuldvermutung des 
I § 6 Abs. 2 in Strafsachen hat eine Einschränkung 
I der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des Inten- 
i danten und seines Stellvertreters in den Fällen zur 
; Folge, in denen ein Straftatbestand vorsätzliches 
Handeln erfordert, dieses dem Intendanten oder 
seinem Vertreter aber nicht nachgewiesen werden 
kann. Zur Schließung dieser Lücke empfiehlt der 
Ausschuß die Einführung des § 59 a. Hier wird die 
Bestrafung des Intendanten oder seines Vertreters 
vorgesehen, wenn diese durch Verletzung der ihnen 
obliegenden Aufsichtspflicht fahrlässig dazu beitra- 
gen, daß ein anderer eine wegen des Inhalts oder der 
Gestaltung einer Sendung mit Strafe bedrohte Hand- 
lung begeht. 


Bonn, den 23. Juni 1960 


Frau Geisendörfer 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1434 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 23. Juni 1960 


Der Ausschuß für Kulturpolitik und Publizistik 

Dr. Heck (Rottweil) Frau Geisendörfer 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über den Rundfunk 

— Drucksadle 1434 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Kulturpolitik 

und Publizistik 

(8. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über den Rundfunk 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Freiheit des Rundfunks 

(1) Der Rundfunk dient der Allgemeinheit; seine 
Freiheit wird gewährleistet. 

(2) Rundfunksendungen müssen in ihrer Ge- 
samtheit der freiheitlich-demokratischen Grundord- 
nung entsprechen. Sie haben einer unabhängigen 
Meinungsbildung zu dienen und dürfen nicht ein- 
seitig eine Partei oder Gruppe, einen Berufsstand 
oder eine Interessengemeinschaft unterstützen; die 
sittlichen und religiösen Empfindungen der Rund- 
funkteilnehmer sind zu achten. 

§ 2 

Berichterstattung 

(1) Die Berichterstattung im Rundfunk soll 
wahrheitsgetreu und sachlich sein. Herkunft und 
Inhalt der zur Veröffentlichung bestimmten Be- 
richte sind sorgfältig zu prüfen. 

(2) Nachrichten und Kommentare sind deutlich 
zu trennen. Die persönliche Stellungnahme eines 
Kommentators ist als solche zu bezeichnen. 

§ 3 

Gegendarstellung 

(1) Ist in einer Rundfunksendung eine Tatsa- 
chenbehauptung aufgestellt worden, so kann die 
unmittelbar betroffene Person oder Stelle die Ver- 
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Entwurf eines Gesetzes über den Rundfunk 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Freiheit des Rundfunks 

(1) unverändert 

(2) Rundfunksendungen müssen in ihrer Gesamt- 
heit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
entsprechen. Sie dienen einer unabhängigen Mei- 
nungsbildung und dürfen nicht einseitig eine Partei, 
eine Religionsgemeinschaft, einen Berufsstand oder 
eine Interessengemeinschaft unterstützen; die sitt- 
lichen und religiösen Empfindungen der Rundfunk- 
teilnehmer sind zu achten. 

§ 2 

Berichterstattung 

(1) Die Berichterstattung im Rundfunk soll um- 
fassend, wahrheitsgetreu und sachlich sein. Her- 
kunft und Inhalt der zur Veröffentlichung bestimm- 
ten Berichte sind sorgfältig zu prüfen. 

(2) Nachrichten und Kommentare sind zu tren- 
nen; Kommentare sind als persönliche Stellung- 
nahmen zu kennzeichnen. 

§ 3 

u n V e r ä n d e r L 
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breitung einer Gegendarstellung zu dieser Behaup- 
tung verlangen. Die Gegendarstellung muß unver- 
züglich verlangt werden. Sie bedarf der Schrift- 
form, muß die beanstandete Sendung bezeichnen, 
sich auf tatsächliche Angaben beschränken, darf 
keinen strafbaren Inhalt haben und muß von der 
betroffenen Person oder Stelle unterzeichnet sein. 
Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit der 
Unterschrift, so kann deren Beglaubigung verlangt 
werden. Die Gegendarstellung darf den Umfang des 
beanstandeten Teils der Sendung nicht wesentlich 
übersteigen. 

(2) Der Anspruch richtet sich gegen den, der die 
beanstandete Sendung veranstaltet hat. Eine Pflicht 
zur Verbreitung einer Gegendarstellung besteht 
nur, wenn und soweit die Person oder Stelle, auf 
die sich die beanstandete Sendung bezieht, ein be- 
rechtigtes Interesse an der Verbreitung der Gegen- 
darstellung hat. 

(3) Die Verbreitung der Gegendarstellung muß 
unverzüglich, für den gleichen Bereich, in gleicher 
Art und Weise sowie zu einer gleichwertigen 
Sendezeit wie die Verbreitung der beanstandeten 
Sendung ohne Einschaltungen oder Weglassungen 
erfolgen. Eine Erwiderung auf die verbreitete Gegen- 
darstellung darf nicht am gleichen Tage gesendet 
werden. 

(4) Der Anspruch kann vor den ordentlichen Ge- 
richten geltend gemacht werden. Das Gericht kann 
im Wege der einstweiligen Verfügung anordnen, 
daß der nach Absatz 2 Verpflichtete eine Gegen- 
darstellung verbreitet. Für den Erlaß der einst- 
weiligen Verfügung ist nicht erforderlich, daß eine 
Gefährdung des Anspruchs glaubhaft gemacht wird,- 
§ 926 der Zivilprozeßordnung ist nicht anzuwenden. 

(5) Diese Bestimmung gilt nicht für wahrheits- 
getreue Berichte über öffentliche Sitzungen der ge- 
setzgebenden oder beschließenden Körperschaften 
des Bundes, der Länder, der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände, öffentliche Sitzungen der Ge- 
richte sowie für Sendungen, deren Verbreitung 
durch Gesetz oder Satzung vorgeschrieben oder ge- 
boten ist. 

§ 4 

Verlautbarungsrecht 

Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
haben das Recht, Gesetze, Verordnungen und Mit- 
teilungen entsprechend ihren Aufgaben durch den 
Rundfunk bekanntzugeben. Hierfür ist ihnen die 
erforderliche Sendezeit unverzüglich einzuräiimen. 

§ 5 

Anspruch auf Sendezeit 

(1) Parteien, die im Bundestag oder in einer 
gesetzgebenden Körperschaft eines Landes vertre- 
ten sind, haben während ihrer Beteiligung an Bun- 
destagswahlen Anspruch auf angemessene Sende- 
zeit. Das gleiche gilt für Parteien, die bei einer 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§ 4 

V erlautbarungsrecht 

Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
haben das Recht, Gesetze, Verordnungen und Mit- 
teilungen von öffentlichem Interesse entsprechend 
ihren Aufgaben durch den Rundfunk bekanntzuge- 
ben. Hierfür ist ihnen die erforderliche Sendezeit 
unverzüglich einzuräumen. 

§ 5 

Anspruch auf Sendezeit 

(1) unverändert 
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Bundestagswahl mindestens einen Landeswahlvor- 
schlag eingereicht haben. 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Parteien 
sollen im übrigen die Möglichkeit haben, ihre Auf- 
fdssungen zu angemessener Sendezeit zu vertreten. 

(3) Wenn Vertretern der politischen Parteien 
und der verschiedenen religiösen, weltanschau- 
lichen und wirtschaftlichen Richtungen einschließ- 
lich der Vertreter der Organisationen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer Gelegenheit 
zur Aussprache gegeben wird, so ist ihnen 
die Möglichkeit der Rede und Gegenrede 
unter jeweils gleichen Bedingungen zu gewähren. 
Einen Anspruch auf Teilnahme an solcher x\us- 
sprache haben nur die in Absatz 1 Satz 1 bezeicfi- 
neten politischen Parteien, die über das ganze Bun- 
desgebiet verbreiteten Kirchen und Religionsgesell- 
schaften des öffentlichen Rechts sowie über das 
ganze Bundesgebiet verbreitete Organisationen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

(4) Weitergehendes Landesrecht bleibt unbe- 
rührt. 

§ 6 

Allgemeine Verantwortung 

(1) Wer die Sendung eines Beitrages veranlaßt 
oder zugelassen hat, trägt für dessen Inhalt und 
Gestaltung nach Maßgabe der Vorschriften des 
Grundgesetzes, der allgemeinen Gesetze und der 
besonderen Vorschriften dieses Gesetzes die Ver- 
antwortung. Verantwortlich ist auch, wer es unter- 
lassen hat, in seinem Aufgabenkreis pflichtgemäß 
tätig zu werden. 

(2) Es wird vermutet, daß für die Sendung aller 
Beiträge derjenige nach Absatz 1 verantwortlich 
ist, dem nach Gesetz, Satzung oder Vertrag oder in 
Ausführung dieser Bestimmungen die Gesamtlei- 
tung der Einrichtung obliegt, die zur Verbreitung 
von Rundfunksendungen berechtigt ist (Intendant). 
Sofern und soweit für den nach Satz 1 Verantwort- 
lichen im Einzelfall ein Vertreter tätig war, gilt 
die Vermutung zu dessen Lasten. 


(3) Die Verantwortlichkeit anderer Personen, 
insbesondere des Verfassers, Herstellers oder Ge- 
stalters eines Beitrages, bleibt unberührt. 

(4) Aufgaben nach Absatz 2 darf nur erhalten 
und wahrnehmen, wer 

1. seinen ständigen Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland einschließlich des 
Landes Berlin hat. 


B s c h 1 ü s s e des 8. Ausschusses 


(2) u n V e r ä n d e r t 

(3) Wenn Vertretern der politischen Parteien, der 
Kirchen, der verschiedenen religiösen und weltan- 
schaulichen Richtungen und den Vertretern der 
Organisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
Gelegenheit zur Aussprache gegeben wird, so ist 
ihnen die Möglichkeit der Rede und Gegenrede 
unter jeweils gleichen Bedingungen zu gewähren. 
Einen Anspruch auf Teilnahme an solcher Aus- 
sprache haben nur die in Absatz 1 Satz 1 bezeidi- 
neten politischen Parteien, die über das ganze Bun- 
desgebiet verbreiteten Kirchen und anderen Reli- 
gionsgesellschaften des öffentlichen Rechts sowie 
über das ganze Bundesgebiet verbreitete Organi- 
sationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

(4) unverändert 

§ ß 

Allgemeine Verantwortung 

(1) unverändert 


(2) u n V e r ä n d e r t 


(2a) Absatz 2 findet in Straf- und Bußgeldsachen 
keine Anwendung. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 


2. unbeschränkt geschäftsfähig ist, 

3. unbeschränkt strafrechtlich verfolgt wer- 
den kann, 

4. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt und 
die Fähigkeit, ein öffentliches Amt zu be- 
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kleiden, nicht durch richterliche Entschei- 
dung verloren sowie 

5. Grundrechte nicht verwirkt hat. 

§ 7 

Besondere Verantwortung 

Für Inhalt und Gestaltung der Sendungen nach 
§§ 4 und 5 ist derjenige verantwortlich, dem die 
Sendezeit zugebilligt worden ist. § 6 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 

§ 8 

Mitverantwortung 

Sind für eine Sendung mehrere Personen ver- 
antwortlich, so tragen sie die Mitverantwortung 
im Zweifel zu gleichen Teilen. 

§ 9 

Auskunftspflicht 

Wer Rundfunksendungen veranstaltet, hat auf 
Verlangen Namen und Anschrift der Intendanten 
oder sonstigen für Rundfunksendungen oder Teile 
von Rundfunksendungen Verantwortlichen be- 
kanntzugeben. 

§ 10 

Jugendschutz 

Rundfunksendungen, die ganz oder teilweise 
nach Inhalt oder Gestaltung geeignet sind, die Er- 
ziehung von Kindern und Jugendlichen zur leib- 
lichen, seelischen oder sozialen Tüchtigkeit zu be- 
einträchtigen, müssen als für Jugendliche ungeeig- 
net angekündigt und dürfen nicht vor 21.00 Uhr 
veranstaltet werden. Die Ankündigung muß die 
Altersgruppen bezeichnen, für welche die Sendung 
nicht geeignet ist. Für die Bewertung der Sendun- 
gen und die Bezeichnung der Altersgruppen sind 
die Vorschriften des § 6 Abs. 2 Nr, 2 und 3 des Ge- 
setzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlich- 
keit in der Fassung vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1058) entsprechend anzuwenden. 

§ 11 

Beweissicherung 

(1) Alle Nachrichten, Kommentare, Vorträge 
und sonstigen Wortsendungen sind wortgetreu 
aufzuzeichnen und aufzubewahren. Nach Ablauf 
von zwei Wochen seit dem Tage der Verbreitung 
können Aufzeichnungen vernichtet werden, soweit 
keine Beanstandungen mitgeteilt worden sind. 


(2) Die nach Absatz 1 aufzubewahrenden Auf- 
Zeichnungen gelten als öffentliche Urkunden im 
Sinne des § 267 des Strafgesetzbuchs. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

entfällt 


§ 9 

Anskunftspflicht 

Wer Rundfunksendungen veranstaltet, hat auf 
Verlangen Namen und Anschrift der Intendanten 
oder der sonstigen für Rundfunksendungen Ver- 
antwortlichen bekanntzugeben. 

§ 10 

Jugendschutz 

Rundfunksendungen, die ganz oder teilweise nach 
Inhalt oder Gestaltung geeignet sind, die Erziehung 
von Kindern und Jugendlichen zur leiblichen, see- 
lischen oder sozialen Tüchtigkeit zu beeinträchtigen, 
dürfen nicht vor 21.00 Uhr veranstaltet werden. 
Für die Bewertung der Sendungen sind die Vor- 
schriften des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit in der Fassung vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1058) entsprechend anzuwen- 
den. 


§ 11 

Beweis Sicherung 

(1) Alle Nachrichten, Kommentare, Vorträge und 
sonstigen Wortsendungen sind wortgetreu aufzu- 
zeichnen und aufzubewahren. Nach Ablauf von vier 
Wochen seit dem Tage der Verbreitung können 
Aufzeichnungen vernichtet werden, soweit keine 
Beanstandungen mitgeteilt worden sind. Ist eine 
Beanstandung mitgeteilt worden, so können die Auf- 
zeichnungen vernichtet werden, sobald die Bean- 
standung durch rechtskräftige gerichtliche Entschei- 
dung, durch gerichtlichen Vergleich oder auf andere 
Weise erledigt ist. 

Absatz 2 entfällt 
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§ 12 

Sendeerlaubnis 

Die Befugnis zur Errichtung und zum Betrieb 
einer Rundfunksendeanlage darf nur an Bewerber 
verliehen werden, die Gewähr dafür bieten, daß 
sie die Vorschriften des Ersten Teils beachten. 


ZWEITER TEIL 

Rundfunkanstalten des Bundesrechts 


ERSTER ABSCHNITT 

Rundfunksendungen über Kurzwelle 

§ 13 

Errichtung, Name, Aufgabe, Sitz 

(1) Zur Veranstaltung von Rundfunksendungen 
für das Ausland wird eine gemeinnützige Anstalt 
des öffentlichen Rechts mit dem Namen „Deutsche 
Welle" errichtet. Die Sendungen sollen den Rund- 
funkteilnehmern im Ausland ein umfassendes, 
politisches, kulturelles und wirtschaftliches Bild 
Deutschlands vermitteln und ihnen die deutsche 
Auffassung zu wichtigen Fragen des öffentlichen 
Lebens darstellen und erläutern. 

(2) Die Anstalt ist rechtsfähig und hat das Recht 
der Selbstverwaltung. Sie hat ihren Sitz in Köln. 

§ 14 
Organe 

Die Organe der Anstalt sind 

1. der Verwaltungsrat, 

2. der Beirat, 

3. der Intendant. 

§ 15 

V erwal tungsra t 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus einem Vor- 
sitzenden und vier weiteren Mitgliedern. Sie wer- 
den vom Beirat (§ 16) für vier Jahre entsandt, für 
die Entsendung des Vorsitzenden ' bedarf es eines 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln gefaßten Be- 
schlusses des Beirats. 

(2) Dem Verwaltungsrat dürfen 

1. Mitglieder der gesetzgebenden Körper- 
schaften des Bundes oder der Länder, 


Beschlüsse des 8, Ausschusses 
§ 12 

unverändert 


ZWEITER TEIL 

Rundfunkanstalten des Bundesrechts 

ERSTER ABSCHNITT 

Rundfunksendungen über Kurzwelle 
§ 13 

Errichtung, Name, Aufgabe, Sitz 

(1) Zur Veranstaltung von Rundfunksendungen 
für das Ausland wird eine gemeinnützige Anstalt 
des öffentlichen Rechts mit dem Namen „Deutsche 
Welle" errichtet. Die Sendungen sollen den Rund- 
funkteilnehmern im Ausland ein umfassendes Bild 
des politischen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Lebens in Deutschland vermitteln und ihnen die 
deutsche Auffassung zu wichtigen Fragen darstellen 
und erläutern. 

(2) unverändert 

§ 14 
Organe 

Die Organe der Anstalt sind 

1. der Rundfunkrat, 

2. der Verwaltungsrat, 

3. der Intendant. 


2. Mitglieder der Bundesregierung oder 
einer Landesregierung und 

3. weisungsgebundene Angehörige des 
öffentlichen Dienstes 

nicht angehören. 
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(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats dürfen 
keine wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen 
haben, die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Auf- 
gaben als Mitglieder des Verwaltungsrats zu ge- 
fährden. Sie dürfen insbesondere nicht zugleich 
Mitglieder eines Organes einer öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalt, eines Zusammenschlusses 
von öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten oder 
einer solchen Gesellschaft des privaten Rechts 
sein, die unmittelbar oder mittelbar vertragliche 
Bindungen über dje Lieferung von Rundfunkpro- 
grammen oder Programmteilen zu einer öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalt unterhält. Sie dürfen 
auch nicht auf Grund eines Dienst- oder Arbeits- 
vertrages oder als ständige Mitarbeiter für eine 
der in Satz 2 genannten Anstalten, Zusammen- 
schlüssen von Anstalten oder Gesellschaften tätig 
sein. 

(4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist 
für den Rest seiner Amtszeit ein Nachfolger zu ent- 
senden. Ein Mitglied soll vorzeitig abberufen wer- 
den, wenn es die Voraussetzungen nicht mehr er- 
füllt, die für seine Entsendung bestimmend waren. 


§ 15 

Rundfunkrat 

(1) Der Rundfunkrat bestellt aus elf Mitgliedern. 
Zwei Mitglieder werden vom Deutschen Bundestag, 
zwei Mitglieder vom Bundesrat gewählt, vier Mit- 
glieder von der Bundesregierung und je ein weite- 
res Mitglied von der evangelischen Kirche, der 
katholischen Kirche und dem Zentralral der Juden 
in Deutschland für vier Jahre benannt. 

(2) Dem ^Rundfunkrat dürfen 

1. Mitglieder der gesetzgebenden Körper- 
schaften des Bundes oder der Länder, 

2. Mitglieder der Bundesregierung oder 
einer Landesregierung und 

3. weisungsgebundene Angehörige des 
öffentlichen Dienstes 

nicht angehören. 

(3) Die Mitglieder des Rundmnkrats dürfen 
keine wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen 
haben, die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Auf- 
gaben als Mitglieder des Rundfunkrats zu gefähr- 
den. Sie dürfen insbesondere nicht zugleich Mitglie- 
der eines Organes einer öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalt, eines Zusammenschlusses von öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten oder einer sol- 
chen Gesellschaft des privaten Rechts sein, die un- 
mittelbar oder mittelbar vertragliche Bindungen 
über die Lieferung von Rundfunkprogrammen oder 
Programmteilen zu einer öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalt unterhält. Auch dürfen sie weder auf 
Grund eines Dienst- oder Arbeitsvertrages noch als 
freie Mitarbeiter oder sonstwie gegen Entgelt für 
eine der in Satz 2 genannten Anstalten, Zusammen- 
schlüsse von Anstalten oder Gesellschaften tätig 
sein. 
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§ 16 

Beirat 

(1) Der Beirat besteht aus neun Mitgliedern, 
Drei Mitglieder werden von der Bundesregierung, 
drei Mitglieder von den .Landesregierungen und je 
ein Mitglied von der evangelischen Kirche, der 
katholischen Kirche und dem Zentralrat der Juden 
in Deutschland für vier Jahre entsandt, 

(2) Die Absätze 2 bis 4 des § 15 gelten ent- 
sprechend. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Rundfunksendungen für Deutschland 

§ 17 

Errichtung, Name, Aufgabe, Sitz 

(1) Zur Veranstaltung von Rundfunksendungen 
für Deutschland wird eine gemeinnützige Anstalt 
des öffentlichen Rechts mit dem Namen „Deutsch- 
landfunk" errichtet. Die Sendungen sollen den 
Rundfunkteilnehmern in ganz Deutschland und im 
europäischen Ausland ein umfassendes Bild 
Deutschlands vermitteln. 

(2) Die Anstalt ist rechtsfähig und hat das Recht 
der Selbstverwaltung. Sie hat ihren Sitz in Berlin. 

§ 18 

Organe 

Die Organe der Anstalt sind 

1. der Verwaltungsrat, 

2. der Beirat, 

3. der Intendant. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

(4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist für 
den Rest seiner Amtszeit ein Nachfolger zu wählen 
oder zu benennen. Ein Mitglied gilt als vorzeitig 
ausgeschieden, wenn es die Voraussetzungen nach 
den Absätzen 2 und 3 nicht mehr erfüllt. 


§ 16 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mit- 
gliedern. Sie werden vom Rundfunkrat für vier 
Jahre gewählt. 

(2) Die Absätze 2 bis 4 des § 15 gelten entspre- 
chend. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Rundfunksendungen für Deutschland 

§ 17 

Errichtung, Name, Aufgabe, Sitz 

(1) Zur Veranstaltung von Rundfunksendungen 
für Deutschland und das europäische Ausland wird 
eine gemeinnützige Anstalt des Öffentlichen Rechts 
mit dem Namen „Deutschlandfunk" errichtet. Die 
Sendungen sollen ein umfassendes Bild Deutsch- 
lands vermitteln. 

(2) unverändert 

§ 18 

Organe 

Die Organe der Anstalt sind 

1 . der Rundfunkrat, 

2. der Verwaltungsrat, 

3. der Intendant. 


§ 19 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mit- 
gliedern. Sie werden vom Beirat (§ 20) für vier 
Jahre entsandt. 

(2) Die Absätze 2 bis 4 des § 15 gelten ent- 
sprechend. 
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§ 20 

Beirat 

(1) Der Beirat besteht aus 15 Mitgliedern. Fünf 
Mitglieder werden von der Bundesregierung, fünf 
Mitglieder von den Landesregierungen, darunter 
ein vom Land Berlin benanntes Mitglied, und je 
ein Mitglied von der evangelischen Kirche, der 
katholischen Kirche und dem Zentralrat der Juden 
in Deutschland für vier Jahre entsandt; je ein 
weiteres Mitglied entsenden die Bundesvereini- 
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände und der 
Deutsche Gewerkschaftsbund für vier Jahre. 

(2) Die Absätze 2 bis 4 des § 15 gelten entspre- 
chend. 


DRITTER ABSCHNITT 
Fernsehsendungen 

§§ 21 bis 25 


VIERTER ABSCHNITT 

Aufgaben und Tätigkeit der Anstaltsorgane 
§ 26 

Auigahen des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat benennt dem Bundes- 
präsidenten Personen, die geeignet sind, die Auf- 
gaben des Intendanten wahrzunehmen. Die für jede 
Anstalt aufgestellte Vorschlagsliste muß die Na- 
men von mindestens drei Personen enthalten; die 
Reihenfolge ist keine Rangfolge. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

§ 19 

Rundfiunkrat 

(1) Der Rundfunkrat besteht aus 21 Mitgliedern. 
Sechs Mitglieder werden vom Deutschen Bundestag, 
fünf Mitglieder vom Bundesrat, darunter ein vom 
Land Berlin benanntes Mitglied, für vier Jahre ge- 
wählt. Fünf Mitglieder werden von der Bundes- 
regierung und je ein Mitglied von der evangelischen 
Kirche, der katholischen Kirche, dem Zentralrat der 
Juden in Deutschland, der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände und dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund für vier Jahre benannt. 

(2) Die Absätze 2 bis 4 des § 15 gelten entspre- 
chend. 


§ 20 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mit- 
gliedern. Sie werden vom Rundfunkrat für vier 
Jahre gewählt. 

(2) Die Absätze 2 bis 4 des § 15 gelten entspre- 
chend. 


DRITTER ABSCHNITT 
Fernsehsendungen 

§§ 21 bis 25 sind im Ausschuß noch anhängig 


VIERTER ABSCHNITT 

Aufgaben und Tätigkeit der Anstaltsorgane 
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(2) Der Verwaltungsrat schließt den Dienstver- 
trag mit dem Intendanten ab. 

(3) Der Verwaltungsrat vertritt die Anstalt bei 
Rechtsgeschäften der Anstalt mit dem Intendanten 
sowie bei Rechtsstreitigkeiten zwischen der Anstalt 
und dem Intendanten. 

(4) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäfts- 
führung des Intendanten. Die Anstellung und Ent- 
lassung der leitenden Angestellten durch den 
Intendanten bedarf der Zustimmung des Verwal- 
tungsrats. 

(5) Der Verwaltungsrat stellt den vom Inten- 
danten entworfenen Haushaltsplan fest. Er erteilt 
dem Intendanten Entlastung auf Grund der vom 
Bundesrechnungshof geprüften Haushaltsrechnung. 


§ 26 

Aufgaben des Rundfunkrats 

(1) Der Rundfunkrat wählt den Intendanten auf 
Vorschlag des Verwaltungsrats mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln. Kommt in zwei Wahlgängen 
eine Mehrheit von zwei Dritteln nicht zustande, ent- 
scheidet die Mehrheit der Mitglieder. Der Rund- 
funkrat schlägt den Gewählten dem Bundespräsi- 
denten zur Ernennung zum Intendanten vor. 

(2) Der Rundfunkrat berät den Intendanten in 
Fragen der Gestaltung des Programms und des 
Schutzes der Jugend. Er kann dem Intendanten 
hierfür allgemeine Richtlinien geben und überwacht 
deren Beachtung. 

(3) Der Rundfunkrat ist zu hören, bevor der Ver- 
waltungsrat Beschlüsse nach § 28 Abs. 5 faßt. 

(4) Der Rundfunkrat kann mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln nach Anhörung des Verwaltungs- 
rats auf die Dienste des Intendanten verzichten und 
seine Entlassung beim Bundespräsidenten bean- 
tragen. 

(5) Der Rundfunkrat vertritt bei Wahrnehmung 
seiner Aufgaben die Belange der Allgemeinheit. 


§ 27 

Tätigkeit des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat tritt mindestens alle 
drei Monate zu einer ordentlichen Sitzung zusam- 
men. Auf Verlangen eines Mitglieds oder des 
Intendanten muß er zu einer außerordentlichen 
Sitzung zusammentreten. 

(2) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, wenn 
die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend oder 
durch die ständigen Stellvertreter der abwesenden 
Mitglieder vertreten ist. Er faßt seine Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit, soweit dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt; bei Stimmengleichheit entschei- 
det die Stimme des Vorsitzenden. 

(3) Der Verwaltungsrat wählt, soweit dieses Ge- 
setz nichts anderes bestimmt, aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter mit der 
Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. 
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(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind bei 
Ausübung ihres Stimmrechts an Aufträge nicht ge- 
bunden. 

(5) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 


§ 27 

Tätigkeit des Rundfunkrats 

(1) Der Rundfunkrat tritt mindestens alle drei 
Monate zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. 
Auf Antrag von vier Mitgliedern oder des Inten- 
danten muß er zu einer außerordentlichen Sitzung 
zusammentreten. 

(2) Der Rundfunkrat ist beschlußfähig, wenn die 
Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. Er faßt 
seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt; bei Stim- 
mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsit- 
zenden. 

(3) Der Rundfunkrat wählt aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter mit der 
Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. 

(4) Die Mitglieder des Rundfunkrats sind an Auf- 
träge und Weisungen nicht gebunden. 

(5) Der Rundfunkrat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 


§ 28 

Aufgaben des Beirats 

(1) Der Beirat berät den Intendanten in Fragen 
der Programmgestaltung einschließlich des Jugend- 
schutzes. Er kann dem Intendanten hierfür mit Zu- 
stimmung des Verwaltungsrats allgemeine Richt- 
linien geben und soll deren Beachtung überwachen. 

(2) Der Beirat ist zu hören, bevor der Verwal- 
tungsrat Beschlüsse nach § 26 Abs. 4 Satz 2 und 
Abs. 5, § 30 Abs. 2 Satz 3 und § 31 Abs. 2 faßt. Er 
kann dem Verwaltungsrat Vorschläge für die nach 
§ 26 Abs. 1 Satz 1 zu benennenden Personen ma- 
chen. 

(3) Der Beirat vertritt bei Wahrnehmung seiner 
Aufgaben die Belange der Allgemeinheit. 


§ 28 

Aufgaben des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat schlägt dem Rundfunk- 
rat drei Persönlichkeiten für die Wahl zum Inten- 
danten vor; die Reihenfolge ist keine Rangfolge. 

(2) Der Verwaltungsrat schließt den Dienstver- 
trag mit dem Intendanten ab. 

(3) Der Verwaltungsrat vertritt die Anstalt bei 
Rechtsgeschäften der Anstalt mit dem Intendanten 
sowie bei Rechtsstreitigkeiten zwischen der Anstalt 
und dem Intendanten. 

(4) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäfts- 
führung des Intendanten. 
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§ 29 

Tätigkeit des Beirats 

(1) Der Beirat tritt mindestens alle drei Monade 
zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. Auf An- 
trag von drei Mitgliedern oder des Intendanten 
muß er zu einer außerordentlichen Sitzung zusam- 
mentreten. 

(2) Der Beirat ist beschlußfähig, wenn die Mehr- 
heit seiner Mitglieder anwesend ist. Er faßt seine 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt; bei Stimmengleich- 
heit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(3) Der Beirat wählt aus seiner Mitte den Vor- 
sitzenden und dessen Stellvertreter mit der Mehr- 
heit der Stimmen seiner Mitglieder. 

(4) Die Mitglieder des Beirats sind bei Aus- 
übung ihres Stimmrechts an Aufträge nicht gebun- 
den, 

(5) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung. 


§ 30 

Berufung und Aufgaben des Intendanten 

(1) Der Intendant wird vom Bundespräsidenten 
für sechs Jahre berufen. Eine Wiederberufung ist 
jeweils für eine Dauer bis zu sechs Jahren zu- 
lässig. Der bei der erstmaligen Berufung abge- 
schlossene Dienstvertrag kann eine Probezeit vor- 
sehen. 

(2) Der Intendant führt verantwortlich die ge- 
samten Geschäfte der Anstalt einschließlich der 
Programmgestaltung. Er bedarf für alle Entschei- 
dungen von finanzieller oder wirtschaftlicher Be- 
deutung der Zustimmung des Finanz- und Wirt- 
schaftsdirektors; wird die Zustimmung versagt, so 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

(5) Der Verwaltungsrat stellt den vom Intendan- 
ten entworfenen Haushaltsplan fest. Er erteilt dem 
Intendanten Entlastung auf Grund der vom Bundes- 
rechnungshof geprüften Haushaltsrechnung. 


§ 29 

Tätigkeit des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat tritt mindestens alle drei^ 
Monate zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. 
Auf Verlangen eines Mitglieds oder des Intendanten 
muß er zu einer außerordentlichen Sitzung zusam- 
mentreten. 

(2) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, wenn 
die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. Er 
faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit; bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor- 
sitzenden. 

(3) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte 
den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter mit der 
Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. 

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind an 
Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 

(5) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

§ 30 

Ernennung und Aufgaben des Intendanten 

(1) Der Intendant wird vom Bundespräsidenten 
für sechs Jahre ernannt. Eine Wiederernennung ist 
jeweils für eine Dauer bis zu sechs Jahren zulässig. 


(2) Der Intendant ist verantwortlich für die ge- 
samten Geschäfte der Anstalt einschließlich der Ge- 
staltung des Programms. Die Anstellung und Ent- 
lassung der leitenden Angestellten erfolgt im Be- 
nehmen mit dem Verwaltungsrat. Der Intendant 
vertritt die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich. 


16 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksadle 1956 


Entwurf 

entscheidet der Verwaltungsrat nach Anhören des 
Intendanten und des Finanz- und Wirtschaftsdirek- 
tors, Vereinbarungen mit Dritten über die Liefe- 
rung von Programmteilen bedürfen der Zustim- 
mung des Verwaltungsrats. Der Intendant vertritt 
die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich. 

(3) Der Intendant ist berechtigt und auf Verlan- 
gen verpflichtet, an den Sitzungen des Verwal- 
tungsrats und des Beirats teilzunehmen. Er erteilt 
die gewünschten Auskünfte. 

§ 31 

Ausscheiden des Intendanten 

(1) Die Anstalt kann jederzeit auf die Dienste 
des Intendanten verzichten und seine Abberufung 
beim Bundespräsidenten beantragen. Mit der Ab- 
berufung scheidet der Intendant aus seiner Stel- 
lung aus; die vertragsgemäßen Bezüge sind so 
weiterzugewähren, als ob die Abberufung nicht er- 
folgt wäre. 

(2) Für den Ausspruch des Verzichts gemäß Ab- 
satz 1 bedarf es eines mit der Mehrheit der Stim- 
men seiner Mitglieder gefaßten Beschlusses des 
Verwaltungsrats im Benehmen mit dem Beirat. 

(3) Einwendungen des Intendanten gegen eine 
Entscheidung nach Absatz 1 sind gegenüber der 
Anstalt geltend zu machen. 


FÜNFIER ABSCHNITT 

Deutscher Rundfunkverband 
§§32 bis 39 

*■ 

SECHSTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Vorschriften 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


(3) Der Intendant ist berechtigt und auf Verlan- 
gen verpflichtet, an den Sitzungen des Rundfui^rats 
und des Verwaltungsrats teilzunehmen. Er erteilt 
die gewünschten Auskünfte. 

§ 31 

Ausscheiden des Intendanten 

(1) Die Anstalt kann jederzeit auf die Dienste 
des Intendanten verzichten und seine Entlassung 
beim Bundespräsidenten beantragen. Mit der Ent- 
lassung scheidet der Intendant aus seiner Stellung 
aus; die vertragsgemäßen Bezüge sind so weiterzu- 
gewähren, als ob die Entlassung nicht erfolgt wäre. 

Absatz 2 entfällt 


(3) unverändert 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Deutscher Rundfunkverband 
§§32 bis 39 sind im Ausschuß noch anhängig 

SECHSTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 
§ 39 a 

Finanzierung und Verteilung der Mittel 

(1) Die Deutsche Welle und der Deutsdilandfunk 
erhalten zur Durchführung ihrer Aufgaben 10 vom 
Hundert der im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
aufkommenden Tonrundfunkgebühren nach Abzug 
des der Deutschen Bundespost verbleibenden Teils. 

(2) Soweit diese Mittel zur Wahrnehmung der 
den Anstalten obliegenden Aufgabe nicht ausrei- 
chen, können den Anstalten weitere Mittel über den 
Bundeshaushalt zugewiesen werden. 

(3) Zur Verteilung der gemäß Absatz 1 zugewie- 
senen Mittel bilden die beiden Anstalten einen ge- 
meinsamen Finanzausschuß. Der Ausschuß besteht 
aus einem Vorsitzenden und je zwei Mitgliedern 
der Verwaltungsräte der Anstalten. Der Vorsitzende 
wird mit der Mehrheit der Stimmen der bestellten 
Mitglieder gewählt; Abätze 2 und 3 des § 15 gelten 
entsprechend. 

(4) Der Ausschuß faßt seine Beschlüsse mit der 
Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. 
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§ 39 b 

Zusammenarbeit mit den Rundfunkanstalten 
nadi Landesredit 

Die Deutsche Welle und der Deutschlandfunk sol- 
len für die Gestaltung ihrer Programme soweit als 
möglich die Programme der Rundfunkanstalten des 
Landesrechts mitverwenden. Unkosten, die den 
Rundfunkanstalten des Landesrechts dadurch zu- 
sätzlich entstehen, sind zu ersetzen. 


§ 40 

Haushaltswirtschaft 

(1) Die Deutsche Welle (§ 13), der Deutsdiland- 
funk (§ 11), das Deutschland- Fernsehen (§ 21) und 
der Deutsche Rundfunkverband (§ 31) sind in ihrer 
Haushaltswirtschaft selbständig und voneinander 
unabhängig, soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt oder zuläßt. 

(2) Die Haushaltswirtschaft richtet sich nach einer 
Finanzordnung, die sich die Anstalten und der Ver- 
band geben. Jeder Haushalt ist nach den Grund- 
sätzen der Sparsamkeit in der Verwaltung aufzu- 
stellen. Die Haushaltsmittel sind wirtschaftlich und 
sparsam zu verwalten. Die Aufstellung jedes Haus- 
halts und die Verwaltung der Haushaltsmittel müs- 
sen aus den fachlichen Aufgaben entwickelt sein 
und diesen entsprechen. Die Vorschriften der Zwei- 
ten Verordnung zur Durchführung der §§ 17 bis 
19 des Steueranpassungsgesetzes (Gemeinnützig- 
keitsverordnung) vom 24. Dezember 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1592) sind zu beachten. 

(3) Der Bundesrechnungshof prüft die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung der Anstalten und des Ver- 
bandes. Seine Prüfungsbemerkungen sind zu be- 
achten. 

(4) Der Entwurf jedes Haushaltsplans ist min- 
destens zwei Monate vor der Verabschiedung im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Im übrigen ist 
jeder Haushaltsplan und jede Haushalts re chnung 
alsbald nach der Verabschiedung im Bundesanzei- 
ger zu veröffentlichen. 

(5) Die Vorschriften des Gesetzes zur Erhaltung 
der Kaufkraft vom 24. März 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 235) finden auf die durch dieses Gesetz errichte- 
ten juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
keine Anwendung. 

§ 41 

Satzungsredit 

(1) Die Deutsche Welle, der r>eutschlandfunl^ das 
Deutschlandfernsehen und der Deutsche Rundfunk- 
verband geben sich Satzungen zur Regelung der be- 
trieblichen Ordnung. Die Durchführung der Vor- 
schrift des § 40 Abs. 2 Satz 5 ist durch Satzung 
sicherzustellen. 


§ 40 

Haushaltswirtsdiaft 

(1) Die Deutsche Welle und der Deutschlandfunk 
sind in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig und 
voneinander unabhängig, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt oder zuläßt. 


(2) Die Haushaltswirtschaft richtet sich nach einer 
Finanzordnung, die sich die Anstalten geben. Jeder 
Haushalt ist nach den Grundsätzen der Sparsam- 
keit in der Verwaltung aufzustellen. Die Haushalts- 
mittel sind wirtschaftlich und sparsam zu verwalten. 
Die Aufstellung jedes Haushalts und die Verwal- 
tung der Haushaltsmittel müssen aus den fachlichen 
Aufgaben entwickelt sein und diesen entsprechen. 
Die Vorschriften der Zweiten Verordnung zur 
Durchführung der §§17 bis 19 des Steuer anpassungs- 
gesetzes (Gemeinnützigkeitsverordnung) vom 24. 
Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1592) sind zu 
beachten. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 41 

Satzungsredht 

(1) Die Deutsche Welle und der Deutschlandfunk 
geben sich Satzungen zur Regelung der betrieblichen 
Ordnung. Die Durchführung der Vorschrift des 
§ 40 Abs. 2 Satz 5 ist durch Satzung sicherzustellen. 


(2) Die Verabschiedung der Satzung bedarf eines (2) Die Verabschiedung, Aufhebung oder Ände- 
einstimmigen Beschlusses des Verwaltungsrats} ist rung der Satzung bedürfen einer Mehrheit von zwei 
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ein Beirat gebildet, so muß dieser mit einer Mehr- 
heit von zwei Dritteln zustimmen. Die Aufhebung 
oder Änderung einer Satzung bedarf eines mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln gefaßten Beschlusses 
des Verwaltungsrats und bei den in §§ 13, 17 und 
21 genannten Anstalten der Zustimmung des Bei- 
rats. 

§ 42 

Stimmenverhältnis 

Jedes Mitglied eines Verwaltungsrats und eines 
Beirats hat eine Stimme. 


§ 43 

Ständige Stellvertreter 

(1) Jeder Beirat entsendet für jedes Mitglied 
eines Verwaltungsrats einen ständigen Stellvertre- 
ter. 

(2) Die ständigen Stellvertreter können neben 
den ordentlichen Mitgliedern, für die sie bestellt 
sind, an den Sitzungen des Verwaltungsrats teil- 
nehmen; sie haben in diesem Falle kein Stimm- 
recht. 

(3) Die Absätze 2 bis 4 des § 15 gelten entspre- 
chend. 

§ 44 

Besondere Verpflichtung 

Die Bediensteten der nach diesem Gesetz errich- 
teten Anstalten des öffentlichen Rechts und des 
Deutschen Rundfunkverbandes sowie die Mitglie- 
der ihrer Organe und deren ständige Stellvertreter 
müssen, soweit sie nicht Beamte sind, auf die ge- 
wissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten nach § 1 Abs. 1 
der Verordnung gegen Bestechung und Geheimnis- 
verrat nichtbeamteter Personen in der Fassung vom 
22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) verpflichtet 
sein. 

§ 45 

Reisekosten und Sitzungsvergütung 

(1) Die Mitglieder eines Verwaltungsrats und 
deren ständige Stellvertreter sowie die Mitglieder 
eines Beirats haben Anspruch auf Reisekostenver- 
gütung und Tagegelder nach Stufe I a der Reise- 
kostenvorschriften für Bundesbeamte in der jeweils 
geltenden Fassung. 

(2) Die Satzung des Deutschen Rundfunkverban- 
des kann bestimmen, daß die in Absatz 1 genannten 
Personen für ihre Teilnahme an Sitzungen eine Ver- 
gütung erhalten. Die Vergütung darf 100 Deutsche 
Mark für den Sitzungstag nicht übersteigen. Die 
Vergütung muß allen in Absatz 1 genannten Per- 
sonen unter gleichen Voraussetzungen und in glei- 
cher Höhe gewährt werden. Die Sitzungsvergütun- 
gen sind aus Mitteln des Deutschen Rundfunkver- 
bandes zu zahlen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Dritteln der Stimmen sowohl der Mitglieder des 
Rundfunkrats als auch des Verwaltungsrats. 


§ 42 

Stimmenverhältnis 

Jedes Mitglied eines Rundfunkrats, eines Verwal- 
tungsrats und des gemeinsamen Finanzausschusses 

hat eine Stimme. 

§ 43 

entfällt 


§ 44 

Besondere Verpflichtung 

Die Bediensteten der nach diesem Gesetz errich- 
teten Anstalten des öffentlichen Rechts und die Mit- 
glieder ihrer Organe und des Finanzausschusses 
müssen, soweit sie nicht Beamte sind, auf die ge- 
wissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten nach § 1 Abs. 1 
der Verordnung gegen Bestechung und Geheimnis- 
verrat nichtbeamteter Personen in der Fassung 
vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) ver- 
pflichtet sein. 

§ 45 

Reisekosten und Sitzungsvergütung 

(1) Die Mitglieder eines Rundfunkrats, eines 
Verwaltungsrats und des gemeinsamen Finanzaus- 
schusses haben Anspruch auf Reisekostenvergütung, 
auf Tagegelder und Übernachtungsgelder nach 
Stufe I a der Reisekostenvorschriften für Bundesbe- 
amte in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Die Satzungen der Anstalten können bestim- 
men, daß die in Absatz 1 genannten Personen eine 
monatliche Aufwandsentschädigung bis zu einer 
Höhe des sechsfachen Betrags der Tagegelder und 
Übernachtungsgelder nach Absatz 1 erhalten. Für 
die Vorsitzenden der Organe und deren Stellvertre- 
ter kann die Aufwandsentschädigung das Doppelte 
der Aufwandsentschädigung der Mitglieder betra- 
gen. 
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§46 

Besondere Sendezeiten 

(1) Die Deutsche Welle, der Deutschlandfunk und 
das Deutschland-Fernsehen haben den Kirchen und 
anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen 
Rechts auf Wunsch angemessene Sendezeiten für 
die Übertragung gottesdienstlicher Handlungen und 
Feierlichkeiten zu gewähren. Sie sollen die Mög- 
lichkeit erhalten, in angemessener Sendezeit Anlie- 
gen von allgemeinem Interesse zu behandeln Mit 
den israelitischen Kultusgemeinden sind entspre- 
chende Vereinbarungen zu treffen. 

(2) Die Vorschrift des § 7 findet auf Sendungen 
nach Absatz 1 entsprechende Anwendung. 

§47 

Ausschluß der Fachaufsicht 

Die nach diesem Gesetz errichteten Anstalten des 
öffentlichen Rechts und der Deutsche Rundfunkver- 
band unterliegen keiner staatlichen Fachaufsicht. 

§48 

Beschränkungen bei der Durchführung 
der Rechtsaufsichtr Verwaltungsrechtsweg 

(1) Die der Bundesregierung obliegende Rechts- 
aufsicht regelt sich nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften. 

(2) Die Bundesregierung ist berechtigt, ein von 
ihr im Einzelfall bestimmtes Organ durch schrift- 
liche Mitteilung auf Maßnahmen oder Unterlassun- 
gen hinzuweisen, die dieses Gesetz verletzen. 

(3) Wird diese Rechtsverletzung innerhalb einer 
von der Bundesregierung zu setzenden angemesse- 
nen Frist nicht behoben, so weist die Bundesregie- 
rung die Anstalt oder den Verband an, diejenigen 
Maßnahmen auf Kosten der Anstalt oder des Ver- 
bandes durchzuführen, die die Bundesregierung im 
einzelnen festzulegen hat. Für Rechtsstreitigkeiten 
aus diesem Anlaß gilt die Verwaltungsgerichts- 
ordnung. 


DRITTER TEIL 

Rundfunkanstalten des Landesrechts 

§49 

Rechtsverhältnisse 

Die Rechtsverhältnisse der Anstalten des öffent- 
lichen Rechts, die zur Errichtung und zum Betrieb 
einer Rundfunksendeanlage für den Bereich eines 
Landes oder mehrerer Länder errichtet sind oder 
errichtet werden, bestimmen sich, soweit nicht die- 
ses Gesetz im Ersten, Vierten und Fünften Teil Re- 
gelungen vorsieht, nach Landesrecht. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
§ 46 

Besondere Sendezeiten 

(1) Die Deutsche Welle und der Deutschlandfunk 
haben den Kirchen und anderen Religionsgesell- 
schaften des öffentlichen Rechts auf Wunsch ange- 
messene Sendezeiten für religiöse Sendungen zu 
gewähren. Mit den israelitischen Kultusgemeinden 
sind entsprechende Vereinbarungen zu treffen. 


(2) unverändert 

§ 47 

Ausschluß der Fachaufsicht 

Die Deutsche Welle und der Deutschlandfunk un- 
terliegen keiner staatlichen Fachaufsicht. 


§ 48 

Beschränkungen bei der Durchführung 
der Rechtsauf sichtr Verwaltungsrechtsweg 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Wird diese Rechtsverletzung innerhalb einer 
von der Bundesregierung zu setzenden angemes- 
senen Frist nicht behoben, so weist die Bundesregie- 
rung die Anstalt an, diejenigen Maßnahmen auf 
Kosten der Anstalt durchzuführen, die die Bundes- 
regierung im einzelnen festlegt. Für Rechtsstrei- 
tigkeiten aus diesem Anlaß gilt die Verwaltungs- 
gerichtsordnung. 


DRITTER TEIL 

Rundfunkanstalten des Landesrechts 

§ 49 

Rechtsverhältnisse 

Die Rechtsverhältnisse der Anstalten des öffent- 
lichen Rechts, die zur Errichtung und zum Betrieb 
einer Rundfunksendeanlage für den Bereich eines 
Landes oder mehrerer Länder errichtet sind oder 
errichtet werden, bestimmen sich, soweit nicht die- 
ses Gesetz im Ersten und Fünften Teil Regelungen 
vorsieht, nach Landesrecht. 
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VIERTER TEIL 
Rundfunkgebühren 

§§ 50 bis 57 


FÜNFTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 58 

Zeitpunkt der Errichtung 

Die in den §§ 13, 17, 21 genannten Anstalten des 
öffentlichen Rechts sowie der in § 32 genannte Ver- 
band gelten mit dem Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes als errichtet. 

§ 59 

Bildung der Organe 

(1) Verwaltungsrat und Beirat der Deutschen 
Welle, des Deutschlandfunks und des Deutschland- 
Fernsehens sowie der Verwaltungsrat des Deut- 
schen Rundfunkverbandes sind unverzüglich zu bil- 
den. Die in Satz 1 genannten Organe sind nach Ab- 
lauf von drei Monaten seit dem Tage des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes im Rahmen ihrer gesetz- 
lichen Aufgaben handlungsfähig, wenn die Hälfte 
ihrer Mitglieder berufen ist; die Zahl der berufenen 
Mitglieder gilt als gesetzliche Mitgliederzahl. 

(2) Die erste Sitzung der in Absatz 1 genannten 
Organe wird durch den Bundesminister des Innern 
einberufen. Das Kuratorium (§ 54) ist unverzüg- 
lich zu bilden und durch den Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen zu seinen Sitzungen 
einzuberufem 


§ 60 

Übernahme technischer Einrichtungen 

Die vorhandenen technischen Einrichtungen der 
Deutschen Welle zur Ausstrahlung von Rundfunk- 
sendungen für das Ausland über Kurzwelle gehen 
in das Eigentum der Deutschen Bundespost über. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

VIERTER TEIL 

Rundfunkgebühren 

§§50 bis 57 sind im Ausschuß noch anhängig 


FÜNFTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 58 

Zeitpunkt der Errichtung 

Die Deutsche Welle und der Deutschlandfunk gel- 
ten mit dem Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
als errichtet. 


§ 59 

Bildung der Organe 

(1) Rundfunkrat und Verwaltungsrat der Deut- 
schen Welle und des Deutschlandfunks sind unver- 
züglich zu bilden. Die in Satz 1 genannten Organe 
sind nach Ablauf von drei Monaten seit dem Tage 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes im Rahmen ihrer 
gesetzlichen Aufgaben handlungsfähig, wenn die 
Hälfte ihrer Mitglieder gewählt oder benannt ist; 
die Zahl der gewählten oder benannten Mitglieder 
gilt als gesetzliche Mitgliederzahl. 

(2) Die erste Sitzung der in Absatz 1 genannten 
Organe wird durch den Bundesminister des Innern 
einberufen. 


§ 59 a 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

Wer die ihm als Intendant oder als dessen Ver- 
treter (§ 6 Abs. 2) obliegende Aufsiditspflicht vor- 
sätzlich oder fahrlässig verletzt und dadurch fahr- 
lässig dazu beiträgt, daß ein anderer eine wegen 
des Inhalts oder der Gestaltung einer Sendung mit 
Strafe bedrohte Handlung begeht, wird mit Gefäng- 
nis bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 60 

unverändert 
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§ 61 

Aufhebung von Rechtsvorschriften u n v e 

(1) Die Vorschriften des 

1. § 13 des Gesetzes über die Errichtung 
und die Aufgaben einer Anstalt des öffent- 
lichen Rechts „Der Bayerische Rundfunk" 
in der Fassung vom 10. August 1948 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 135), 

2. § 14 des Gesetzes über die Errichtung 
und die Aufgaben einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts — „Radio Bremen" 
vom 22. November 1948 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 225), 

3. § 17 des Gesetzes über den Hessischen 
Rundfunk vom 2. Oktober 1948 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Hes- 
sen S. 123) und 

4. § 5 des württemberg-badischen Gesetzes 
Nr. 1039 — Radio-Gesetz — vom 6. April 
1949 (Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden S. 71) 

werden aufgehoben. 

(2) Die folgenden Vorschriften der Besatzungs- 
behörden werden aufgehoben: 

1. Gesetz Nr. 26 der Amerikanischen Militär- 
regierung vom 15. September 1949 „Ver- 
fügung über Vermögensrechte, die sich in 
der amerikanischen Besatzungszone be- 
finden und vordem der Reichsrundfunkge- 
sellschaft gehört haben" (Amtsblatt der 
Militärregierung Deutschland, 'amerika- 
nisches Kontrollgebiet, Heft O S. 18), 

2. Verordnung Nr. 118 der Britischen Mili- 
tärregierung vom 1. Juli 1949 (Neu- 
fassung) „Nordwestdeutscher Rundfunk" 

(Amtsblatt der Militärregierung Deutsch- 
land, britisches Kontrollgebiet, Teil 10 B 

S. 7), 

3. Bekanntmachung der Britischen Militär- 
regierung vom 19. August 1949 „Inkraft- 
treten von Bestimmungen über den Nord- 
westdeutschen Rundfunk" (Amtsblatt der 
Militärregierung Deutschland, britisches 
Kontrollgebiet, Teil 12 B S. 4), 

4. Verordnung Nr. 187 des Französischen 
Oberkommandos vom 30. Oktober 1948 
„Errichtung des Südwestfunks" (Amts- 
blatt des Französischen Oberkommandos 
in Deutschland S. 1756) in der Fassung 
der Verordnung Nr. 278 vom 24. April 
1952 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission S. 1637) und 

5. Verordnung Nr. 188 des Französischen 
Oberkommandos vom 30. Oktober 1948 
„Zuweisung der Rundfunkeinrichtungen 
an den Südwestfunk" (Amtsblatt des 
Französischen Oberkommandos in 


IS 8. Ausschusses 
§ 61 

rändert 
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Deutschland S. 1760) in der Fassung der 
Verordnung Nr. 278 vom 24. April 1952 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kom- 
mission S, 1637). 

(3) Die Rechte der Rundfunkanstalten an den 
ihnen übertragenen Vermögensgegenständen blei- 
ben unberührt. 

(4) Soweit die in Absatz 2 bezeichneten Vor- 
schriften vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ganz oder teilweise ihre Gültigkeit verloren haben, 
hat es hierbei sein Bewenden. 

§ 62 § 62 

Geltung im Land Berlin unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 63 § 63 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. (1) Dieses Gesetz tritt am . . . . 

(2) Die Vorschriften der §§ 51 und 53 treten am Absatz 2 entfällt 

ersten Tage des fünften Monats nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes in Kraft. 


c h u s s e s 


in Kraft. 
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